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Der SPD zum Geburtstag - 
weil sie ja sonst nix gebacken kriegt. 

ANGELA   MERKEL: 

Glückwunsch, SPD - auf 
eine neue Gründerzeit 

.0r 140 Jahren wurde mit 
Her Vorläuferorganisa- 

t!°
n die Sozialdemokra- 

tie Partei Deutschlands 
gründet, wahrlich ein 
*°bes Alter und ein 
•»fund zum Feiern - für 

e Demokraten. 

Abernicht nurein Grund zur 
Rückschau auf große Sozi- 
aldemokraten, die wichtige 
Etappen der deutschen Ge- 
schichte geprägt haben: ich 
nenne nur Friedrich Ebert, 
das erste demokratische 
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Fortsetzung von Seite I 

Staatsoberhaupt, Carlo 
Schmid, einen der Väter un- 
seres Grundgesetzes, oder 
Willy Brandt, dessen Ostpo- 
litik umstritten war, der je- 
doch anders als manche die 
Hoffnung auf die Wieder- 
vereinigung unseres Vater- 
landes nie aufgegeben hat, 
damit „zusammenwächst, 
was zusammengehört". 

Anforderung an 
Volksparteien im 
21. Jahrhundert 

Dieser Geburtstag sollte 
vielmehr Anlass zum Blick 
nach vorn sein - wieder für 
alle Demokraten. Denn die- 
ser Geburtstag fällt in eine 
Zeit geradezu epochaler 
Umbrüche. Es sind die bei- 
den großen Volksparteien 
CDU und SPD, die zur Ge- 
staltung dieser Umbrüche in 
der Pflicht stehen: die eine, 
die SPD, die wie keine 
zweite die Partei der Indu- 
striegesellschaft war und in 
ihrer Anfangszeit danach 
strebte, die Arbeiterklasse 
aus ihrer Abhängigkeit zu 
führen,   den   Widerspruch 

zwischen Kapital und Ar- 
beit aufzulösen; die andere, 
die Union von CDU und 
CSU, die diesen Gedanken 
mit der Sozialen Marktwirt- 
schaft Ludwig Erhards in 
freiheitlicher Form schließ- 
lich umgesetzt hat. Das sind 
wahrhaftig große Leistun- 
gen, aber nichts, worauf 
CDU und SPD sich ausru- 
hen könnten. Zu tiefgrei- 
fend sind die Anforderun- 
gen, denen sich gerade die 
beiden großen Volkspar- 
teien im 21. Jahrhundert 
stellen müssen, zu vielfältig 
die Folgen der seit dem 
Ende des Kalten Krieges 
spürbaren Globalisierung- 
Digitalisierung und der 
demographischen Entwik- 
klung. Zu viel Zeit wurde 
bereits vertan, doch dies ist 
nicht mehr die Stunde fi>r 

kleinkariertes parteipolit'' 
sches Aufrechnen, nein- 
dies ist die Stunde der Wahr- 
heit, niemand kann siöj 
mehr herausmogeln, gleich- 
sam über den Tag retten- 
Jetzt müssen die grundle' 
gend richtigen Weichen- 
stellungen mindestens fuf 

das kommende Jahrzehnt 

vorgenommen werden. 
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Notwendigkeit 
eines Bewusstseins- 

wandels 

Deutschland braucht eine 
^fassende Reform seiner 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- 
Und Sozialpolitik an Haupt 

nu Gliedern. Viele sagen, 
lr hätten kein Erkenntnis- 
efizit in Deutschland, son- 
em ein Umsetzungsdefizit. 
as ist nur bedingt richtig. 
lcher, wir haben ein Um- 

Setzungsdefizit, und es dau- 
ert unendlich lange und ist 
""endlich    mühsam,    bis 
W°rten Taten folgen. Aber 

geht auch um ein Er- 
enntnisdefizit oder - an- 
rs ausgedrückt - um die 
0twendigkeit   eines   Be- 
Usstseinswandels.    Denn 
er auch heute noch an sei- 

ert1 alten Misstrauen gegen 
le Kraft der Freiheit und 
as   Prinzip   des   Wettbe- 
erbs festhält und wer auch 

heute noch die 
in Staat, Ge- 
werkschaften 
und Verbän- 
den organi- 
sierten Inter- 
essen in das 
Zentrum sei- 
nes Denkens 
und Handelns 
stellt, nicht 
aber den ein- 
zelnen Men- 
schen, der hat 

die Zeichen der Zeit nicht er- 
kannt und bleibt in der Indu- 
striegesellschaft stecken. 

Wir brauchen deshalb 
endlich auch einen Zuge- 
winn an Erkenntnis, und 
zwar in zwei Richtungen: 
Es muss erstens verstanden 
werden, dass Freiheit und 
Wettbewerb die Schlüssel 
für Freiräume und Lebens- 
chancen sind. Deshalb ist 
zum Beispiel die gesetzli- 
che Öffnung der Flächenta- 
rifverträge für betriebliche 
Bündnisse so unverzichtbar 
und der Streik der IG-Me- 
tall fürdie35-Stunden-Wo- 
che in Ostdeutschland so 
fernab jeder Realität. Und 
zweitens muss verstanden 
werden, dass Gerechtigkeit 
nicht Umverteilung und 
Gleichmacherei ist, son- 
dern Leistungsgerechtig- 
keit: Ist also das, was der 
Staat vom Bürger verlangt, 
gerecht im Verhältnis zu 
dem, was der Bürger be- 

kommt - bei der Siche- 
rung des Arbeitsplatzes, im 
Krankheitsfall, bei der An- 
erkennung von Erziehungs- 
leistung, bei einem Leben 
im Alter ohne Armut? Aber 
auch: Hat derjenige, der ar- 
beitet, mehr als wenn er 
nicht arbeitet? Keine Lei- 
stung ohne Gegenleistung, 
darauf müssen sich Bürger 
und Staat verlassen können, 
wechselseitig. 

Politik muss 
mehr als Stückwerk 

leisten 

Das erst dient auch den 
wirklich Schwachen unse- 
rer Gesellschaft. Erst wenn 
die Menschen das der Poli- 
tik abnehmen, dann ist es 
der Politik gelungen, mehr 
zu verwirklichen als Stück- 
werk; dann ist es ihr gelun- 
gen, Sinn, Ziel und Grund 
ihres Handelns deutlich zu 
machen. Zwang und Dro- 
hung führen dabei nicht 
zum Ziel. Wir setzen auf die 
Kraft der Überzeugung, der 
Begeisterung und des Auf- 
bruchs. Dann erleben wir 
die zweiten Gründerjahre 
unserer Republik. Darüber 
nachzudenken, sollte auch 
der SPD ihr 140. Geburtstag 
wert sein. 

LUI27/J 
Umfangreiches Portrait: 
www.angela-merkel.de 
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1 BUNDESTAGSDEBATTE 

LAURENZ   MEYER: 

Eichel ist eine Leerstelle 
Die Bundesregierung hat 
den Ernst der Lage in 
Deutschland nicht er- 
kannt. Flügelkämpfe in- 
nerhalb der SPD verhin- 
dern, dass Rot-Grün die 
dringend erforderlichen 
Reformgesetze in den Bun- 
destag einbringt. Um end- 
lich den Reformprozess an- 
zuschieben und Licht in 
das Desaster in der Wirt- 
schafts-, Sozial- und Fi- 
nanzpolitik zu bringen, hat 
die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag eine 
Aktuelle Stunde beantragt. 

Gleich zu Beginn der De- 
batte wurde deutlich, wie 
ernst die Sozialdemokraten 
das Thema nehmen. Die zu- 
ständigen Bundesminister 
Eichel und Clement glänzten 
durch Abwesenheit. Von der 
SPD-Fraktion waren vier Ab- 
geordnete anwesend. Da- 
raufhin stellte die CDU/ 
CSU-Fraktion den Antrag, 
Finanzminister Eichel ins 
Plenum zu zitieren. Um einen 
Offenbarungseid des Bun- 
desfinanzministers zu ver- 
hindern, antwortete die SPD- 
Fraktion mit einem Gegenan- 
trag auf Unterbrechung der 
Debatte, um eine Fraktions- 
sitzung einzuberufen. Eine 
auf ursprünglich 30 Minuten 
angesetzte     Unterbrechung 

musste um 15 Minuten ver- 
längert werden, damit die 
SPD-Führung genügend Ab- 
geordnete ins Plenum rufen 
konnte, um den Antrag von 
CDU/CSU abzuweisen. Bun- 
desfinanzminister Eichel und 
Wirtschaftsminister Clement 
erschienen nicht. Ebenso 
blieben alle anderen Bundes- 
minister und Kanzler Schrö- 
der der Debatte fern. Stattsich 
dem Parlament zu stellen, 
verkündete der Kanzler tags 
darauf auf einer SPD-Partei- 
veranstaltung den finanzpoli- 
tischen Offenbarungseid. In 
der anschließenden Debatte 
erklärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

Das ist sicher eine der 
größten Blamagen, die dieses 
Parlament jemals erfahren 
hat. Herr Müntefering, Ihre 
Kolleginnen und Kollegen 
kommen oft nur noch hierher, 
um den Finanzminister fern- 
zuhalten. Sie kommen nicht 
mehr hierher, wenn es um die 
Probleme im Land geht. Wir 
sprechen über eine der größ- 
ten Vertrauenskrisen in der 
Bundesrepublik. In dieser Si- 
tuation ist der Bundesfinanz- 
minister geradezu eine Leer- 
stelle; wir führen eine Phan- 
tomdiskussion. Sie brauch- 
ten zwei Unterbrechungen 
für   eine   Fraktionssitzung. 

Von Ihnen hätte man erwar- 
ten können, dass Sie die Drei- 
viertelstunde nutzen, um den 
Finanzminister hierher zu ho- 
len, statt ihn fernzuhalten- 
Uns bewegt der Umstand, 
dass es in diesem Land an 
Verlässlichkeit und Ver- 
trauen mangelt. Das Land 
braucht wieder Verlässlich- 
keit, Vertrauen und Pla- 
nungssicherheit! Sie sehen, 
wie leer die Regierungsbank 
ist. Der Bundeskanzler kann 
noch nicht einmal mehr in sei- 
ner eigenen Partei, in seiner 
eigenen Fraktion, im Parla- 
ment ohne einen Sonderpar- 
teitag Vorhaben umsetzen, 
obwohl er eine Mehrheit hat- 
Unser Land befindet sich 
in der schlimmsten Wirt' 
schafts- und Finanzkrise 
der Nachkriegszeit, in einer 
Vertrauenskrise ohne Bei' 
spiel. 

Verlässlichkeit 

Stetiges Chaos von R°1' 
Grün führt zu wachsende!" 
Verunsicherung in unseren1 

Land. Investitionsstopp ^e' 
den Unternehmen, Angstspa' 
ren bei den Bürgerinnen un 
Bürgern sind die Folge. N'e 

mand kann heute sagen, ^ 
morgen in der Politik g''1 , 
die Halbwertzeit politisch^ 
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Aussagen ist dramatisch ge- 
sunken. Vor wenigen Wo- 
chen noch hieß es: „Steuerer- 
nöhungen sind in dieser kon- 
junkturellen Lage Gift"; jetzt 
wird verkündet: Tabaksteu- 
ererhöhung - 1 Euro pro 
Schachtel! Außerdem wer- 
den wieder Diskussionen 
uber Vermögens-, Erb- 
Schafts- und Mehrwertsteuer 
s°wie Ausbildungsplatzab- 
gabe geführt. Vor wenigen 
Monaten noch wurde verkün- 
et: „Der Aufschwung 

k°mmt. Alles zeigt nach 
oben."; Jetzt muss die Regie- 
J^ng eingestehen: Deutsch- 
end in der Rezession. Alles 
2eigt nach unten. Die zur Zeit 
^'chtigste Aufgabe liegt des- 
ha|b darin, die Planungssi- 
^erheitinDeutschlandzuer- 
°nen. Wir müssen ein Klima 

^fassender Sicherheit und 
Fasslichkeit schaffen! Die 
J tZlge Regierung ist dazu so 
j>eeignet wie ein Fisch zum 
Fahrradfahren: 

Ein Kanzler, der es nicht 
cnafft,   seine   Vorschläge 
^ne    Rücktrittsdrohungen 
nd Sonderparteitag durch- 
setzen, hat keine Autorität 

nr!  jHJn  Finanzminister, 
er nicht gefragt wird, wenn 

^s neue Steuern gibt, ist über- 
Ussig! Ein Wirtschafts- und 
rDeitsminister als Ankün- 
gungsweltmeister ohne die 
raft zu schnellen Umset- 

^ngen ist ein Muster ohne 
ert! Ich sage: Diese Regie- 

rung führt Deutschland im 
Kreis herum, anstatt uns an 
die Spitze zu bringen! 

Die Uhr des Niedergangs 
tickt unterdessen weiter: al- 
lein von Mitte März bis zu 
den Parteitagen von SPD und 
Grünen werden weitere 
10.000 Unternehmen in 
Deutschland Konkurs an- 
melden. Mit ihrem Leitan- 
trag dachte man schon, Sie 
hätten die Richtung verstan- 
den. Doch dann kam 
„IWAN" und Sie schubsen 
mit dem Hintern wieder alles 
um, was sie vorne aufgebaut 
haben. Das Gegenteil ist aber 
angebracht: Wir brauchen 
ein klares Bekenntnis zu Lei- 
stung und Wettbewerb. Nur 
wenn wir Freiräume schaffen 
und Leistungsbereitschaft 
fördern, kommt Deutschland 
wieder auf die Beine. 

Was Deutschland jetzt 
braucht, ist Sicherheit im 
Steuerbereich, Perspektiven, 
wann es über die beschlosse- 
nen Steuersenkungen hinaus 
zu weiteren Steuererleichte- 
rungen kommt. 

Strukturreformen 

Die Zeit für Reformen ist 
knapp! Wir müssen jetzt han- 
deln - oder unser Wohlstand 
ist dauerhaft gefährdet! Des- 
halb biete ich Ihnen an: Las- 
sen Sie uns sofort beginnen, 
wichtige    Strukturreformen 

anzupacken: In Zeiten leerer 
Kassen müssen wir uns zual- 
lererst den Themen widmen, 
die kein Geld kosten. Wich- 
tige Reformmaßnahmen kön- 
nen wir sehr schnell gemein- 
sam auf den Weg bringen: • 
Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes • Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozial- 
hi 1 fe sowie verstärkte Anreize 
zur Arbeitsaufnahme statt zur 
Schwarzarbeit • Einführung 
betrieblicher Bündnisse für 
Arbeit • Entbürokratisierung 
auf breiter Front • Modell- 
versuche in den neuen Bun- 
desländemmitÖffnungs-und 
Experimentierklauseln zur 
Abweichung von Bundesre- 
gelungen. 

Daran anschließend: • 
Reformen der Sozialsysteme 
und schließlich • Planungs- 
sicherheit an der Steuerfront 
für 2004/2005 und darüber 
hinaus. 

Der Zug der deutschen 
Volkswirtschaft rast im ICE- 
Tempo auf eine Betonwand 
zu und die Bundesregierung 
tut nichts, um die Weichen 
herumzureißen. Wenn Sie 
diesen Kraftakt nicht leisten 
können - und Sie zeigen es ja 
jeden Tag-, dann sollten Sie 
schnellstmöglich den Weg 
freimachen für eine andere, 
bessere Regierung. 

Das Gewürge der letzten 
Monate darf im Interesse 
Deutschlands nicht weiter- 
gehen. UlD 
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1 BILDUNGSPOLITIK 

ANNETTE   SCHAVAN 

Berufliche Bildung darf nicht 
geschwächt werden 

Der Kern der beruflichen 
Bildung in Deutschland ist 
das duale System - die 
Partnerschaft zwischen 
Ausbildungsbetrieb und 
Berufsschule. Diese Part- 
nerschaft hat sich bewährt. 
Sie gewährleistet, dass qua- 
lifizierte Fachkräfte heran- 
gebildet werden, die durch 
ihre frühe Bindung an ei- 
nen Betrieb ihren berufli- 
chen Weg beginnen. 

Das System der dualen 
beruflichen Ausbildung ist 
die beste Vorbeugung gegen 
Jugendarbeitslosigkeit. Es 
schafft einen hervorragen- 
den Anschluss vom Bil- 
dungs- ins Beschäftigungs- 
system. Es hat sich gegenü- 
ber anderen Wegen der be- 
ruflichen Bildung im inter- 
nationalen Vergleich in ho- 
hem Maße bewährt. 

Voraussetzung für den 
Erfolg der beruflichen Bil- 
dung im dualen System ist 
eine hohe Veränderungsdy- 
namik im Blick auf neue 
Berufsbilder bzw. die Wei- 
terentwicklung bestehender 
Berufsbilder. Notwendig für 
den Erfolg ist eine enge 
Lernortkooperation zwi- 
schen Schule und Betrieb. 
Hier wurden erhebliche An- 

strengungen unternommen, 
um zu guten Wegen der Lern- 
ortkooperation zu kommen. 

Unübersehbar ist aber 
auch, dass die Zahl der zur 
Verfügung gestellten Aus- 
bildungsplätze in einem en- 
gen Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Lage von 
Ausbildungsbetrieben steht. 
Wenn es den Betrieben 
schlecht geht, geht die Zahl 
entsprechend zurück. Die 
Zahl der Ausbildungsplätze 
ist ein hochsensibler Indika- 
tor für die Stimmung in der 
Wirtschaft. Der prognosti- 
zierte Rückgang der Ausbil- 
dungsplätze für den kom- 
menden Herbst ist gravie- 
rend und führt zu einer schlei- 
chenden Verstaatlichung der 
beruflichen Bildung. Appel- 
le an unsere Betriebe reichen 
hier längst nicht mehr aus. 
Die Drohung mit einer Aus- 
bildungsabgabe, die der Bun- 

deskanzler ausgesprochen 
hat und die in SPD in Vorbe- 
reitung zu sein scheint, ist der 
völlig falsche Weg. Betriebe, 
die ausbilden wollen, brau- 
chen wirtschaftspolitische 

Impulse, die ihre Lage ver- 
bessern. Alles andere ist das 
Kurieren an Symptomen, die 
nicht zum Erfolg führen. 

Ausbildungsmarkt 
gefährdet 

Die Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung ge' 
fährdet den Ausbildungs- 
markt massiv. Das gefährdet 
zugleich die Zukunftschan- 
cen der jungen Generation- 
Immer mehr berufliche Voll' 
zeitangebote führen zu einer 
besorgniserregenden Über- 
lastung der beruflichen 
Schulen. Sie bedeuten für 
die betroffenen Jugendh' 
chen, weil sie keine Lehr' 
stelle finden, eine deutlich 
zeitliche Verzögerung ihre 

Ausbildung. Eine Erhöhung 
der Jugendarbeitslosigkel 

ist vorprogrammiert. P6 

Ausbildungsgipfel der Bt"1' 
desregierung hat keine 1$ 
kunftsweisenden Impuls 
gebracht. Es ist eine M1' 
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INNERE   SICHERHEIT 

schung   aus   ungeeigneten 
Appellen  und  Drohungen. 
N'nzu  kommt die  Gefahr 
e'ner Absenkung der Quali- 
tätsstandards dadurch, dass 
aie Ausbildereignungsord- 
nung    ausgesetzt    werden 
S°U. Dies alles geschieht in 
leiten, in denen die Schul- 
a°gängerzahlen steigen und 
deutlich mehr Ausbildungs- 
Plätze als in den vergange- 
nen Jahren notwendig sind. 

Eine   Verbesserung   der 
Lage auf dem Ausbildungs- 
^arkt setzt mehr Vertrauen 
der Wirtschaft in die Politik 

0raus. Darüber hinaus wird 
Uch zu fragen sein, welche 

anderen Veränderungen not- 
wendig sind, um mehr Aus- 
b"ldungsbereitschaft       und 
^usbildungsmöglichkeiten 
*u bewirken. Dazu zählt z.B. 

Ie   Frage   nach   Jugend- 
;chutzbestimmungen,     die 
'Girier mehr dazu  führen, 
da!* eher der 18jährige Ju- 
§endliche für eine Lehrstelle 
ausgewählt wird als der 16 
der 17jährige. Dazu zählt 
Uch die Frage nach einem 

anfrieren der Ausbildungs- 
ergütungenundeinerweite- 
n Verbesserung der Lern- 

Ortkooperation. 
'Jas Ergebnis einer ver- 

alten    Wirtschaftspolitik 
r Bundesregierung führt 

er*eit zu einer nachhalti- 
. n Verunsicherung junger 
fischen im Blick auf ihre 

erufsperspektiven. 

Sprüche reichen nicht - die 
Regierung muss handeln! 

Zu der von ßundesinnen- 
minister Otto Schily vor- 
gestellten Polizeilichen 
Kriminalstatistik des Bun- 
des und dem Anstieg der 
Zahl der Sexualdelikte an 
Kindern erklärte CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: 

Vor zwei Jahren verlangte 
Gerhard Schröder mit Blick 
auf Kinderschänder: „Weg- 
schließen - und zwar für im- 
mer". Aber allen Sonntagsre- 
den des Kanzlers und seines 
Innenministers Schily zum 
Trotz: Geschehen ist rein gar 
nichts. Im Gegenteil: Im letz- 
ten Jahr sind die Fälle von se- 
xuellem Missbrauch an Kin- 
dern bundesweit um fast 
sechs Prozent auf knapp 
16.000 angewachsen. Wie 
hoch muss die Zahl der Se- 
xualstraftaten an Kindern ei- 
gentlich noch steigen, ehedie 
Bundesregierung reagiert 
und unsere Kinder wirksa- 
mer vor Triebtätern schützt? 
Herr Bundeskanzler, Sprü- 
che reichen nicht - handeln 
Sie endlich! 

Seit Jahren fordert die 
Union eine erhebliche Ver- 
schärfung des Sexualstraf- 
rechts. Immer wieder sind 
die Vorstöße an Rot-Grün 
gescheitert. SPD und Grüne 
haben zu erkennen gegeben, 

dass sie auch den derzeit im 
Bundestag beratenen Uni- 
ons-Gesetzentwurf „zur 
Verbesserung des Schutzes 
der Bevölkerung vor Se- 
xual-verbrechen und ande- 
ren schweren Straftaten" 
(Drucksache 15/29) ableh- 
nen werden. 

Doch die steigende Zahl 
der Straftaten macht deut- 
lich, dass endlich etwas zum 
Schutz unserer Kinder ge- 
schehen muss: So müssen 
die Mindest- und Höchst- 
strafen für sexuellen Mis- 
sbrauch von Kindern zur 
Abschreckung deutlich an- 
gehoben werden. Außerdem 
ist es dringend geboten, den 
genetischen Fingerabdruck 
bei allen Sexualstraftaten 
als Beweismittel zuzulas- 
sen. Gemäß dem Grundsatz 
„Wehret den Anfängen" 
muss eine Speichelprobe 
schon bei Vergehen wie Ex- 
hibitionismuszum Regelfall 
werden. 
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'VERANSTALTUN G E N 

ÖKUMENISCHER     KIRCHENTAG 

Das sollten Sie nicht verpassen! 
Ein Streifzug durchs Veranstaltungsprogramm 

„Ihr sollt ein Segen sein!" 
Unter diesem Motto findet 
vom 28. Mai bis 1. Juni in 
Berlin der erste Ökumeni- 
sche Kirchentag statt. Den 
ersten gemeinsamen Kir- 
chentag von Protestanten 
und Katholiken nehmen 
die CDU Deutschlands und 
ihre Vereinigungen und 
Sondervereinigungen zum 
Anlass herauszustellen, 
dass die an christlichen 
Grundwerten ausgerichte- 
te Politik bis heute das Ge- 
sicht der Union bestimmt 

„Das „ C " in unserem Par- 
teinamen ist nicht schmük- 
kendes Beiwerk, sondern ein 
Anspruch, dem wir uns im- 
mer wieder zu stellen bereit 
sind. Die „kulturgestalten- 
den sittlichen und geistigen 
Kräfte des Christentums", zu 
denen wir uns als Union ge- 
meinsam bekennen,gehören 
nicht an den Rand, sondern 
ins Zentrum unseres poli- 
tischen Gestaltungswillens," 
hebt die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Angela 
Merkel, in ihrem Vorwort zu 
einer Sonderbroschüre, die 
die CDU Deutschlands zum 
Kirchentag herausgibt, her- 
vor. Eine Gedankensamm- 
lung von Unionspolitikern, 

Gedanken zu Glauben und Politik 

Frauen-Union 

Einzelexemplare der Sonderbroschüre zum 
okumeraschtn Kirchentag kennen Su unter 
infomaterial@cdu.de bestellen. 

die Ehrenämter in den bei- 
den Kirchen bekleiden, ver- 
anschaulicht, warum sich die 
Union seit ihrer Gründung 
als Partei der konfessionellen 
Verständigung verpflichtet 
fühlt. „Wie gehen Parteien 
mit Populismus um?" Die- 
ses Thema diskutiert der 
Generalsekretär der CDU 
Deutschlands, Laurenz 
Meyer, mit den General- 
sekretären der anderen im 
Bundestag vertretenen Par- 
teien und dem Bundesge- 
schäftsführer der Grünen 
(29. Mai, 17 Uhr, Halle 26a) 

„Kinder    ein    Se- 
gen?!   -   Frauen   im 
Zwiespalt"  heißt  der 
Schwerpunkt,     unter 
dem die Frauen-Union 
das Motto des Kirchen- 
tages bei einer Podi- 
umsdiskussion mit an- 
schließendem     Emp' 
fang    aufgreift.    Am 
Freitag, den 30. Mai 
2003, um  11.00 Uhr 

D€/      diskutieren   Bischöfin 
Maria     Jepsen     aus 
Hamburg,   die   Präsi- 
dentin   des   Familien- 
bundes der Katholiken. 

Elisabeth   Bussmann,   und 
die  Parlamentarische  Ge* 
schäftsführerin  der CDU' 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Ilse Falk MdB, mit den Gä- 
sten der Frauen-Union m1 

Konrad- Adenauer- Haus- 
Klingelhöferstr.8, 10785 
Berlin. (Anmeldung Tel- 
030/ 22 070-452). Aus- 
serdem stellt die Frauen- 
Union sich und ihre Arbe' 
auf der „Agora" vor, den1 

Platz des Kirchentags, def 

mit Veranstaltungen, Work' 
shops und kreativen Akt'0' 
nen das größte Informal« 
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°nsangebot bietet. Dort fin- 
den sie die Frauen-Union in 
Walle 4.1, Nr. B 17. 

Junge Union 

Die Junge Union veran- 
staltet mit den CDU Landes- 
Verbänden Berlin und Bran- 
denburg am 31. Mai (14.00- 
•8.00 Uhr) ein Benefizkon- 
2ert für verfolgte Christen in 
a|ler Welt, u.a. mit der Band 
"Normal Generation?", be- 
kannt durch ihren dritten 
'•atz bei der Ausscheidung 
*um Schlager-Grand-Prix 
2°02, Kathy Kelly von der 
^elly Family und einer der 
besten deutschen Gospel- 
Chöre, dem Tostedt Com- 
munity Gospel Choir. Kar- 
ten für die Veranstaltung im 
°ntanehaus in Berlin-Rei- 

nickendorf, Wilhelmsruher 
a|nm 142c, können unter 
erfolgtechristen@junge- 

U|,ion.de bestellt werden. 
^'s Gesprächspartner auf 
5er Agora, Halle 4.1, Nr. 
^ 22, stellt sich die JU als 
^esprächspartner zur Ver- 
eng. Unter dem Motto 
"Politisches Handeln zwi- 
rnen    Überzeugung    und 

ra8matismus - Diskussio- 
nen im    Spannungsfeld" 
Wlrbt die JU um ihre Posi- 
'°n zur Stärkung der Werte- 
rmittlung und Wertever- 
Unkerung in Deutschland 
^Europa. 

EAK 

Der Evangelische Ar- 
beitskreis der CDU/CSU lädt 
am 30. Mai um 15 Uhr zu ei- 
nem Vortrag mit anschießen- 
der Diskussion zum Thema 
„Union und Ökumene" mit 
Altbundeskanzler Helmut 
Kohl in der URANIA (An 
der Urania 17,10787 Berlin) 
und um 20 Uhr zu einem 
Kirchentagsempfang mit der 
Vorsitzenden der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, in die Bundesgeschäfts- 
stelle der CDU (Klingelhö- 
ferstraße 8, 10785 Berlin) 
ein. Beide Veranstaltungen 
sind bereits ausgebucht. An- 
meldungen können leider 
nicht mehr berücksichtigt 
werden. Zur Intensivierung 
seiner Brückenfunktion zwi- 
schen Kirche und Politik in- 
formiert der EAK auf der 
Agora,Halle4.1,Nr.A13. 

Senioren Union/RCDS 

Zum Thema „Alter ist 
nichts für Feiglinge - wir set- 
zen Zeichen - ins Gespräch 
kommen, mitmachen, aktiv 
die Zukunft gestalten" zeigt 
sich die Senioren Union der 
CDU Deutschlands auf ih- 
rem Stand (Halle4.1, Nr. E01). 
Der Ring Christlich Demo- 
kratischer Studenten (RCDS) 
präsentiert sich auf der Ago- 

ra, Halle 1.1, Nr. F 27 mit 
dem Thema „50 Jahre Stu- 
dentenmanagement für Frei- 
heit und Menschenrechte". 

Konrad-Adenauer-Stiftung 

Grundfragen der Bezie- 
hung zwischen Kirche und 
Politik, zwischen Glauben 
und Gesellschaft stehen im 
Mittelpunkt zweier Foren in 
der „Langen Nacht der Poli- 
tik", zu der die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung am 29. Mai 
2003 in ihre Akademie (Ber- 
lin Tiergarten, Tiergartenstr. 
35) einlädt. Im ersten Forum 
„Gott in Europa" (19.00 bis 
20.30 Uhr) wird über fol- 
gende Fragen diskutiert: 
Welchen Anteil haben die 
drei abrahamitischen Reli- 
gionen an der Grundlegung 
Europas? Wie christlich, wie 
jüdisch, wie muslimisch ge- 
prägt sind Europas Werte? 
Und welche Rolle spielt Reli- 
gion in und für die Europäi- 
sche Union, die gerade dabei 
ist, sich eine Verfassung zu 
geben? Im Mittelpunkt des 
zweiten Forums „Leitbild der 
Bürgergesellschaft" (21.00 
bis 22.30 Uhr) steht die Frage, 
ob die Bürgergesellschaft 
„Gute Ordnung" im christli- 
chen Sinne ist und wie Staat 
und Gesellschaft aussehen 
müssen, damit Freiheit und 
Verantwortung sich entfalten 
können. UD 
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MITGLIEDER-WERBEKAMPAGNE 

BUNDESWEITE   KAMPAGNE 

„Botschaftermodell" zur Gewinnung 
neuer Mitglieder 

Die CDU als Volkspartei 
lebt von ihren Mitglie- 
dern. Sie setzt auf die Men- 
schen in unserem Land. 
Ihr Engagement, ihre 
Kreativität und ihre Er- 
fahrung sind der Motor 
unserer Partei. 

Um dieses Potenzial wei- 
ter zu erhöhen, startet die 
CDU Mitte Juni eine bun- 
desweite Kampagne zur 
Mitgliederwerbung. Der 
Schirmherr der Aktion, 
CDU-Generalsekretär Lau- 
renz Meyer, ist sich sicher, 
dass die Aktion ein Erfolg 
wird, wenn die Partei ge- 
schlossen um neue Mitglie- 
der wirbt: „Lassen Sie uns 
mit gemeinsamer Kraft die 
Kampagne umsetzen. Neue 
Mitglieder bedeuten neue 
Ideen und weitere Mitstrei- 
ter. Mit der Kampagne 
macht die CDU deutlich, 
dass sie eine offene, bürger- 
nahe und moderne Partei ist. 
Nur mit Hilfe der Bürgerin- 
nen und Bürger unseres Lan- 
des lässt sich die Krise in 
Deutschland beseitigen und 
ein Kurswechsel in der Poli- 
tik erreichen. Ich bitte daher 
alle Mitglieder und Gliede- 
rungen der CDU: Machen 
Sie mit, damit wir zahlreiche 

Schirmherr der Kampagne: CDU-Generalsekretär Laurenz Meyer 

neue  Mitglieder  willkom- 
men heißen können!" 

Persönliche Ansprache 

Die Erfahrungen der 
CDU auf dem Gebiet der 
Mitgliederwerbung haben 
gezeigt: Den nachhaltigsten 
Erfolg verspricht eine gut 
vorbereitete und effizient 
organisierte persönliche 
Ansprache möglicher CDU- 
Mitglieder. Daher basiert 
die Mitgliederkampagne 
2003 auf einem Botschafter- 
modell. Das bedeutet, Ver- 
treter der Ortsverbände (die 

Botschafter der CDU) besu- 
chen CDU-Sympathisan- 
ten, um sie zur Mitarbeit in 
der CDU einzuladen. Die 
Ortsverbände sammeln Da' 
ten über Ansprechpartner 
und organisieren vor Ort die 
Kampagne. 

Das Engagement der 
Kreis- und Ortsverbände is1 

die Voraussetzung für ein 
Gelingen der Kampagne- 
Die Kreisverbände sollte11 

bis zum 19. Mai der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle ejj 
Mitglied benennen, das d'e 

Kampagne im Kreisverban" 
umsetzt und koordiniert sO' 
wie mit den Botschaftern de 
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Ortsverbände zusammenar- 
beitet (Aktionsbeauftrag- 
ter). Wer dies noch nicht ge- 
tan hat und nachholen möch- 
te, kann dies tun - Meldun- 
gen bitte unter mitglieder- 
Kampagne@cdu.de. Auch 
"le Vereinigungen werden 
Sebeten, sich an der Kam- 
pagne zu beteiligen. 

Mitglieder gewinnen 
Mitglieder 

Darüber hinaus werden 
auch Parteimitglieder, die 
nicht so stark in die Ortsver- 
Dandsarbeit eingebunden 
s,nd, gebeten, neue Mitglie- 
aer zu werben. Dieses Kam- 
Pagnenelement läuft unter 
dem Motto „MGM: Mitglie- 
der gewinnen Mitglieder". 
Jedes Mitglied hat Freunde 
oder Bekannte, die der CDU 
nahe stehen und die man an- 
sprechen kann. Auch diese 
°tenziale sollten genutzt 

Werden. 

Nachbetreung 

Von entscheidender Be- 
eutung ist die Nachbetreu- 

ng geworbener Mitglieder. 
Icht selten verlässt ein neu- 

"s Mitglied nach nur weni- 
jfn   Monaten   wieder   die 

°U, weil es den Eindruck 
nichts   bewegen   zu 

k< °nnen. Auch nach der er-     I 

folgreichen Werbung gilt: 
Nichts ist wichtiger als 
die per- 
sönli- 
che 
An- 
sprache. 
Das 
neue 
Mitglied 
muss an 
die Hand genommen wer- 
den, um die Partei vorzustel- 
len. So lernt es die örtliche 
CDU kennen und man er- 
fährt, wo die Interessen lie- 
gen und das neue Mitglied 
mitarbeiten will. Auch die 
CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle kümmert sich um die 
neuen Mitglieder. Sie erhal- 
ten ein persönliches Schrei- 
ben der Parteivorsitzenden 
samt einem Begrüßungs- 
paket. 

Kampagnenmaterial 
& Schulungen 

Die Bundesgeschäfts- 
stelle gibt zur Kampagne ge- 
eignete Materialien heraus. 
Kernstück ist ein Leitfaden, 
der die Arbeit vor Ort unter- 
stützen soll. Außerdem wer- 
den die Aktionsbeauftragten 
auf Schulungen, die ge- 
meinsam mit den Landes- 
verbänden durchgeführt 
werden, auf die Kampagne 
vorbereitet. Die erste Schu- 
ung findet am 28. Mai in Ba- 

-o/22070-H0 

den-Württemberg statt. Um 
die Kreisverbände und wer- 
benden Mitglieder für ihre 
Arbeit zu honorieren, 
wurde ein bundesweiter 
Wettbewerb ausgelobt. Die 
erfolgreichsten Kreisver- 
bände und die besten Bot- 
schafter bzw. Werber wer- 
den ausgezeichnet. Auf der 
Homepage der CDU wer- 
den erfolgreiche Aktionen 
aus den Kreisverbänden 
vorgestellt und der Fort- 
gang der Kampagne doku- 
mentiert. 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer stellte heraus: „Die 
Kampagne wird dann zu 
einem großartigen Erfolg, 
wenn sich alle Ebenen der 
Partei daran beteiligen. Da- 
zu laden wir Sie herzlich 
ein." Für Fragen steht die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
gern zur Verfügung. Bitte 
wenden Sie sich an Frank 
Niebuhr (Telefon: 030/220 
70-131, E-Mail: frank.nie- 
buhr@cdu.de) oder Axel 
Tantzen (Telefon: 030/220 
70-486, E-Mail: axel.tant- 
zen@cdu.de). 
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INNERE  SICHERHEIT 

KONGRESS 

„Ohne Sicherheit ist keine Freiheit" 
Wenige Themen betreffen 
die Bürgerinnen und Bür- 
ger mehr als ihre eigene Si- 
cherheit. Fragen der Inne- 
ren Sicherheit sind von 
zentraler Bedeutung für 
das Lebensgefühl der Bür- 
ger unserer Städte. Dies 
gilt sowohl für ihre soziale 
wie auch für körperliche 
Sicherheit. Aus diesem 
Grund hatte die CDU 
Deutschlands gemeinsam 
mit der CDU Bremen zu ei- 
ner Diskussionsveranstal- 
tung in die Hansestadt ge- 
laden, um die Diskussion 
über Probleme der Inne- 
ren Sicherheit weiter vor- 
anzutreiben. 

Hauptredner der Veran- 
staltung „Innere Sicherheit 
braucht einen starken 
Rechtsstaat" waren, neben 
dem Bremer Innensenator 
Kuno Böse, der Bremer 
Finanzsenator und Bürger- 
meister Hartmut Perschau 
sowie der Brandenburgische 
Innenminister und CDU- 
Präsidiumsmitglied Jörg 
Schönbohm. Innere Sicher- 
heit bedürfe eines soliden 
Wertefundaments, das be- 
reits in der Familie vermittelt 
werden müsse, betonte der 
Vorsitzende der Bremer 
CDU-Senatsfraktion, Jens 
Eckhoff,   in   seinen   Ein- 

führungsworten. Der Bre- 
mer Finanzsenator Hartmut 
Perschau forderte einen kla- 
ren Kurs für die Bremer 
Innen- und Rechtspolitik. 
Dazu gehöre die politische 
Unterstützung der Sicher- 
heitskräfte. Fixerstuben und 
die staatliche Abgabe von il- 
legalen Drogen werde es mit 
der CDU nicht geben, be- 
tonte er. Jugendliche Inten- 
sivtäter müssten ferner über 
einen längeren Zeitraum in 
geschlossenen Heimen sta- 
bilisiert werden. Gegen Ex- 
tremismus in all seinen For- 
men sei gemeinsam mit Po- 
lizei und Verfassungsschutz 
konsequent vorzugehen. 

Staatliches 
Gewaltmonopol 

Jörg Schönbohm unter- 
stützte den Vortrag seines 
Vorredners nachdrücklich 
und betonte: „Der Staat hat 
das Gewaltmonopol und die 
Verpflichtung, für Sicherheit 
in allen Bereichen zu sor- 
gen". Ein starker Rechtsstaat 
stelle sich hinter Verfas- 
sungsschutz, Polizei und Ju- 
stiz, damit sich das Recht des 
Stärkeren nicht durchsetze. 

Gemäß dem Wahlkampf- 
motto   der   Bremer   CDU 

„Viel getan. Viel zu tun" 
umriss der Bremer Innen- 
senator Kuno Böse die si- 
cherheitspolitische Agenda 
der Hansestadt. Das Poli- 
zeigesetz, das die offene Vi- 
deoüberwachung, die Ras- 
terfahndung und den finalen 
Rettungsschuss geregelt ha- 
be, sei bereits ein Schritt in 
Richtung moderner Rechts- 
staat, sagte er. Nun müsse 
sich die Polizei gegen neue 
Kriminalitätsformen rüsten 
- mit entsprechender Aus- 
bildung und Technik gegen- 
über länderübergreifender 
Schwerstkriminalität müs- 
sen wir für Waffengleich- 
heit sorgen. Dazu gehörten 
unter anderem eine bessere 
Ausstattung von Europol 
und — gemeinsam mit dem 
Bundesgrenzschutz-die Si- 
cherung der Grenzen gegen 
„Schlepperbanden". 

Schwerpunkt der an die 
Vorträge anschließenden 

Podiumsdiskussion mit den 
über 200 Teilnehmern wa- 
ren Fragen der Organisier- 

ten Kriminalität, des Opter' 
Schutzes und die Nutzung 
der DNA-Analyse bei der 
Strafverfolgung. Einhel' 
lige Meinung aller Anwe' 
senden: „Eine anspruch-s' 
volle und gelungene Veran' 
staltung!" 
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BERLINER   ABGEORDNETENHAUS 

Nicolas Zimmer neuer Fraktionsvorsitzender 

*ä 
Nicolas Zimmer ist neuer 
Ersitzender der CDU- 
Fraktion im Berliner Ab- 
geordnetenhaus. 

Nach dem überraschen- 
den Rücktritt von Frank 
Steffel waren Neuwahlen 
erforderlich -geworden, in 

denen sich der 32jährige 
Rechtsanwalt Nicolas Zim- 
mergegenden früheren Ber- 
liner Finanzsenator Peter 
Kurth mit 18 zu 17 Stimmen 
durchsetzte. 

Nach seiner Wahl versi- 
cherte der bisherige parla- 
mentarische Geschäftsfüh- 
rer, dass er alle Fraktions- 
mitglieder einbinden wolle. 
„Es gibt Chancen und Mög- 
lichkeiten für alle zur Mitar- 
beit", fügte er hinzu. Er fühle 
sich als Vorsitzender der 
Fraktion verpflichtet, noch 
intensiver zu arbeiten und 
bekräftigte, dass er gemein- 
sam mit dem künftigen Lan- 

desvorsitzenden eine offen- 
sive Oppositionspolitik ge- 
genüber der SPD/PDS-Ko- 
alition in der Hauptstadt be- 
treiben wolle. Nicolas Zim- 
mer war unter anderem als 
persönlicher Referent des 
früheren Wirtschaftssena- 
tors Elmar Pieroth tätig und 
hat sich vor allem als Haus- 
haltsexperte einen Namen 
gemacht. 

Im der nächsten Ausgabe 
des UID werden Sie einen 
Bericht über den am 24. 
Mai stattgefundenden Lan- 
desparteitag in Berlin mit den 
Wahlen zum neuen Landes- 
vorstand finden. 

DEUTSCHER   STÄDTETAG 

Petra Roth im Amt bestätigt 
Die Oberbürgermeiste- 
rn von Frankfurt am 
|^ain, Petra Roth, ist in 
•hrem Amt als Präsiden- 
tin des Deutschen Städte- 
tages bestätigt worden. 

Die Hauptversammlung 
"es kommunalen Spitzen- 
verbands wählte sie in 
Mannheim einstimmig an 
die Spitze der Organisa- 
ll°n. Nach dem Rücktritt 
des Saarbrücker Oberbür- 
germeisters    Hajo    Hoff- 

mann (SPD) wegen einer 
Finanzaffäre hatte sie den 
Posten im Mai 2002 kom- 
missarisch übernommen. 
Die Amtszeit gilt nun für 
zwei Jahre. 

Bereits 1997 war Petra 
Roth als erste Frau an die 
Spitze des Städtetags ge- 
wählt worden. 1995 ge- 
wann sie die Direktwahl 
des Stadtoberhaupts in 
Frankfurt am Main und be- 
zog  als  erste  Frau  das 

Amtszimmer des Oberbür- 
germeisters. Hier regiert 
die 59-Jährige mit einem 
Viererbündnis aus CDU, 
SPD, Grünen und FDP. 
Nach ihrer Wahl zur Städ- 
tetagspräsidentin kündigte 
sie an, „alles dafür zu tun, 
über Parteigrenzen hin- 
weg die Interessen der 
Städte zu vertreten". Die 
Stimme der Städte werde 
gehört, ist sich Petra Roth 
sicher. 
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CDU-SACHSEN 

Modem und aktuell - Sächsische Union 
startet neuen Internetauftritt 

ß«i<*   e^M"**"   6"wJ* 

CDU 

Ab sofort prä- 
sentiert sich die 
Sächsische Uni- 
on im Internet 
mit neuem Outfit 
und einem kom- 
plett überarbei- 
teten Informati- 
onsangebot. Auf 
ca. 200 Seiten 
werden unter der 
Adresse www. 
cdu-sachsen.de 
aktuelle Themen, Positio- 
nen, Nachrichten und In- 
formationen bereitgestellt. 

Das neue Konzept der 
Sächsischen Union im Inter- 
net lautet: Weg vom lang- 
weiligen Dokumentenar- 
chiv - hin zur kurzen und 
prägnanten Darstellung, die 
Antworten auf individuelle 
Fragestellungen gibt. „Wir 
wollen den Besuchern un- 
sere Politik auch im Internet 
transparent machen und so 
attraktiv wie möglich ver- 
mitteln", erklärte der Gene- 
ralsekretär der CDU Sach- 
sen, Hermann Winkler. „Po- 
litik muss verständlich sein 
und auch Spaß machen. Nur 
so können wir Bürger, ins- 
besonderejunge Menschen, 
überzeugen, sich wieder ak- 
tiv im politischen Gesche- 
hen zu engagieren, mit Poli- 
tik auseinanderzusetzen." 

j    A    <h     a   ..a    J    --V 

Die Sachsiithe Union 
O  ..-,.-. r.   .„i "1,",i; -.. 

7^'M?^* 

Die Bildschirmaufteilung 
erscheint nunmehr im Stil 
moderner Medienportale, 
weniger farbenreich, dafür 
dezenter, auf die Inhalte kon- 
zentriert. Die Inhaltsstruktur 
wurde völlig neu gegliedert 
und erweitert, wobei auf eine 
themenbezogene Darstel- 
lung der Inhalte Wert gelegt 
wurde. Schon auf der Start- 
seite wird zielgruppenorien- 
tiert auf bestimmte Perso- 
nengruppen eingegangen. 
Mit neuen Funktionsmodu- 
len wie Newslettersystem, 
Versenden von Seiten per e- 
mail, Komfortsuche, Umfra- 
gen und Nachrichteneinbin- 
dung externer Quellen (z. B. 
Bundes-CDU, CDU-Land- 
tagsfraktion) soll das Inter- 
esse der Nutzer geweckt wer- 
den. Nachrichten, Pressemit- 
teilungen, Beiträge und son- 
stige Veröffentlichungen er- 

odL 

1 
scheinen jetzt 
vollautomatisch 
auch im Kontext 
des jeweiligen 
Themas. Außer- 
dem empfiehlt die 
Website zu den 
meisten Publika- 
tionen Seiten, 
welche ähnliche 
Informationen 
oder verwandte 
Themen beinhal- 

ten. In einem umfangreichen 
Pressecenter werden kom- 
primierte Informationen und 
Serviceangebote für Journa- 
listen zur Verfügung gestellt- 
Der Einsatz eines leistungs- 
fähigen Redaktionssystems 
trägt zur Verbesserung der 
Funktionalität, Navigation 
und der Interaktionsmög- 
lichkeiten bei. Durch das Re- 
daktionssystem besteht die 
Möglichkeit der Anbindung 
und Beteiligung von Unter- 
organisationen und damit der 
wechselseitigen Nutzung 
von Inhalten und Layoutbau- 
steinen. Besondere Rück- 
sicht will die Sächsische 
Union auf die Belange behin- 
derter Internetnutzer neh' 
men. Eine behindertenge' 
rechte Version der Website 
wird in einem weiteren 
Schritt zur Verfügung ste- 
hen. 
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„Was Hänschen nicht lernt..." 
10 Eckpunkte der Frauen-Union zu 
Bildung und Betreuung von Kindern 

"Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern 
Müssen stärker verzahnt 
Werden", fordert die Bun- 
desvorsitzende der Frau- 
en-Union, Maria Böhmer. 
Damit das Bildungsniveau 
gehoben und das Betreu- 
ungsangebot für Kleinkin- 
der, im Kindergarten und 
ln der Schule verbessert 
w'rd, hat der Bundesvor- 
stand der Frauen-Union 
jetzt 10 Eckpunkte zu „Bil- 
dung und Betreuung von 
hindern" beschlossen. 

1. Wahlfreiheit 

Kernpunkt der Familien- 
Politik der Union ist die 
^ahlfreiheit für Eltern hin- 
s,chtlich ihrer Lebensgestal- 
Jjög und der Erziehung ihrer 
K'nder. Eltern wollen und 
So|len selbst entscheiden, ob 
und wie sie für die Betreu- 
ütlg ihrer Kinder selbst sor- 
j^n oder Betreuungsange- 
°te, z.B. von Tagesmüttern, 

Kr'Ppen, Kindergärten, Hor- 
len bis hin zur Ganztags- 
schule nutzen wollen. 

Wahlfreiheit ist nur bei ei- 
eni ausreichenden Angebot 
""klich   gegeben.   Derzeit 

sind die Voraussetzungen 
dafür in den einzelnen Bun- 
desländern und Kommunen 
unterschiedlich gegeben. 
Ziel muss es sein, bundesweit 
zu einem bedarfsgerechten 
flächendeckenden Angebot 
zu kommen. 

Für Kinder unter drei Jah- 
ren sind die Betreuungsmög- 
lichkeiten insgesamt unzu- 
reichend. In den neuen Bun- 
desländern liegt der Versor- 
gungsgrad zwar bei 36 %, in 
den alten Ländern jedoch nur 
bei 2,8 %. Der Rechtsan- 
spruch auf einen Kindergar- 
tenplatz ist - jedenfalls als 
Halbtagsplatz - weitgehend 
umgesetzt (Versorgungs- 
grad in allen Bundesländern 
mit Ausnahme Hamburgs 
(76%) über 90%). Lücken 
gibt es hier vor allem bei der 
Betreuung am Nachmittag. 
Für Schulkinder gibt es ein 
gut ausgebautes Netz an Hor- 
ten nur in den neuen Bundes- 
ländern. Bundesweit gibt es 
lediglich 6 bis 7 % Ganztags- 
schulen. 

2. Vereinbarkeit 

Der Ausbau des Betreu- 
ungsanbots fürKinderist so- 

wohl unterdem Aspekteiner 
besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätig- 
keit als auch unter dem Ge- 
sichtspunkt einer früheren 
und besseren Bildung von 
Kindern voranzutreiben. 

Unter dem Aspekt einer 
Verbesserung der work-life- 
Balance sollten auch Unter- 
nehmen ihren Beitrag zu ei- 
ner Flexibilisierung von Ar- 
beitszeiten und zum Ausbau 
von qualitativ hochwertigen 
Betreuungsangeboten lei- 
sten. Wirtschaftsverbände 
fordern die Einführung von 
Ganztagsschulen mit Blick 
auf eine stärkere Beteiligung 
von Frauen in der Arbeits- 
welt. 56% der Bürgerinnen 
und Bürger befürworten 
grundsätzlich das Angebot 
von Ganztagsschulen. 

3. Kindeswohl 

Kinderbrauchen Zeit, Zu- 
wendung und individuelle 
Förderung. Jedes Kind hat 
sein eigenes Entwicklungs- 
tempo mit Eigenaktivitäten 
und Anregungen von außen. 
Es braucht Erwachsene und 
Kinder für seine emotionale, 
geistige   und   soziale   Ent- 
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wicklung mit gruppenbezo- 
gener und individueller För- 
derung. Kinder lernen spie- 
lend und situativ aber auch 
durch gezielte Anleitung und 
wiederholende Übung. Fa- 
milienergänzende Bildung 
und Betreuung ist auf das ge- 
meinsame Kindes- und El- 
ternwohl auszurichten. 

4. Bildung in den ersten 
zehn Lebensjahren 

Zur besseren Verzah- 
nung von Bildung und Er- 
ziehung muss ein Bildungs- 
konzept bis zum zehnten Le- 
bensjahr von Kindern ent- 
wickelt werden. 

Wir brauchen ein umfas- 
sendes Bildungsverständnis, 
das der frühen Förderung der 
Kinder vor Eintritt in die 
Schule einen höheren Stel- 
lenwert gibt. Das Ziel ist eine 
optimale kind- und altersge- 
rechte Förderung in Eltern- 
haus und Betreuungseinrich- 
tungen. Dazu gehören Maß- 
nahmen zur Stärkung der so- 
zialen Kompetenz ebenso 
wie zur Verbesserung der 
Sprachkompetenz, für bilin- 
guale Sprachangebote, zur 
besseren Verzahnung von 
vorschulischem Bereich und 
Grundschule aus pädagogi- 
schen Gründen, zur Förde- 
rung der Kinder mit dem Ziel 
einer frühzeitigen Einschu- 
lung sowie zur wirksamen 

Förderung bildungsbenach- 
teiligter Kinder insbesondere 
mit Migrationshintergrund. 

Besondere Beachtung 
und Förderung brauchen be- 
hinderte Kinder. Investitio- 
nen in Schulgebäude und 
Ausstattung, wie sie die Bun- 
desregierung zum Ausbau 
der Ganztagsschulen vor- 
sieht, reichen nicht aus, um 
die Defizite im Bereich der 
Bildung, die mit den Studien 
PISA, TIMSS und IGLU zu 
Tage getreten sind, auszu- 
gleichen. Zur Anhebung des 
Bildungsniveaus kommt es 
insbesondere auf bessere 
pädagogische Konzepte und 
die Qualifikation von Lehre- 
rinnen und Lehrern an. 

5. Tagespflege 

Für Kinder unter 3 Jahren 
ist der bedarfsgerechte Aus- 
bau eines qualitativ guten 
Betreuungsangebotes erfor- 
derlich. Neben einem breite- 
ren Angebot an Krippen- 
plätzen ist vor allem ein 
Konzept zum Ausbau der 
Tagespflege (z.B. Tages- 
mütter) zu entwickeln. 

6. Flexible Übergänge 

Wir brauchen ein bedarfs- 
gerechtes verlässliches 
Ganztagsbetreuungsangebot 
für Kinder von 3 bis 6 Jahren. 

Die Möglichkeit, das Betreu- 
ungsangebot auch nur stun- 
den- oder tageweise in An- 
spruch zu nehmen, sollte 
häufiger gegeben sein. 

Um der wachsenden Be- 
deutung der frühkindlichen 
Erziehung und Bildung 
Rechnung zu tragen, müs- 
sen die Eltern mittelfristig 
bei den Kosten für Kinder- 
gartenplätze entlastet wer- 
den. Der bestehende Rechts- 
anspruch auf einen Kinder- 
gartenplatz für das letzte 
Kindergartenjahr vor der 
Einschulung soll für die El- 
tern kostenfrei werden. Dies 
darf jedoch nicht zu Lasten 
der Kommunen gehen. Das 
Saarland hat gezeigt, wie 
dies durch Schwerpunktset- 
zungen und Umschichtun- 
gen im Landeshaushalt er- 
möglicht werden kann. 

Wir plädieren für eine 
Flexibilisierung des Über- 
gangs vom Kindergarten zur 
Grundschule. Dazu zählen 
auch Vorschulangebote. 

7. Fachkräfteausbildung 

Für eine gute und päda- 
gogisch hochwertige Erziß' 
hung und Betreuung sind mo- 
tivierte und gut ausgebildet 
Erzieherinnen und Erziehe1" 
entscheidend. Deshalb treten 
wir für eine Reform def 

Fachkräfteausbildung e'n' 
Vor allem die Ausbildung 
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von Erzieherinnen und Erzie- 
hern für das dritte Kindergar- 
'enjahr muss stärker mit der 
Aus- und Fortbildung für 
Lehrkräfte in Grundschulen 
verzahnt werden. 

8. Einschulungsalter 

Das tatsächliche Ein- 
schulungsalter sollte bei 6 
fahren liegen. Derzeit ist es 
^durchschnittlich 6,8 Jäh- 
ren zu hoch. Bindende Vor- 
aussetzung für die Einschu- 
lung sollte das erfolgreiche 
Gestehen von Sprach- und 
Ent Wicklungsstandstests 
Werden. Eine frühe Einschu- 
'ung und effizient genutzte 
Schulzeit tragen auch dazu 
öei, dass junge Menschen 
früher ihren schulischen Ab- 
Schluss erreichen und früher 
lr,s Berufsleben eintreten, 
^ies unterstützt unser Ziel, 
d'e Schulzeit bis zum Abitur 
du' 12 Jahre zu verkürzen. 

"• Offene und gebun- 
dene Ganztagsschulen 

Um   den   unterschiedli- 
Cnen Bedürfnissen von El- 
lern und Kindern Rechnung 

u tragen, fordern wir den 
edarfsgerechten     Ausbau 
°n   Ganztagsschulen   für 

alle Schulformen als offene 
der gebundene Ganztags- 

schulen. 

Offene Ganztagsschulen 
dienen in erster Linie der 
besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und sind 
noch   keine   hinreichende 
Antwort auf PISA. In einer 
offenen       Ganztagsschule 
werden Bildungs- und Be- 
treuungsangebote   für   den 
Nachmittag gemacht.  Mit- 
tagessen, Hausaufgabenbe- 
treuung   und   Förderunter- 
richt wird ergänzt durch An- 
gebote aus dem sportlichen, 
sozialen,   kulturellen   und 
kreativen      Bereich      von 
außerschulischen Partnern. 
Die    Nachmittagsangebote 
sollten Teil des pädagogi- 
schen Gesamtkonzepts sein. 
Das Personal am Nachmit- 
tag ist durch geeignete Fort- 
bildungsveranstaltungen auf 
die Arbeit mit Schülerinnen 
und Schülern vorzubereiten. 
Der Besuch der Ganztags- 
schule darf nicht vom Ein- 
kommen der Eltern abhän- 
gen.   Die  Anmeldung  der 
Schülerinnen   und   Schüler 
zur Teilnahme ist freiwillig. 

In   gebundenen   Ganz- 
tagsschulen ist der Unter- 
richt   über  den   Vor-   und 
Nachmittag    verteilt    und 
folgt einem pädagogischen 
Gesamtkonzept.  Es  findet 
ein Wechsel von Unterricht 
und Angeboten im sportli- 
chen   sozialen,   kulturellen 
und kreativen Bereich statt. 
Auch  hier bietet  sich die 
Zusammenarbeit mit außer- 

schulischen Partnern an. 
Dank der größeren zeitli- 
chen Möglichkeiten können 
besonders Begabte, Lern- 
schwache und Kinder mit 
Migrationshintergrund be- 
sonders differenziert geför- 
dert werden. Die Teilnahme 
der Schülerinnen und Schü- 
ler ist verpflichtend. 

10. Finanzen 

Das Finanzierungsmo- 
dell der Bundesregierung für 
den Ausbau der Betreuungs- 
angebote für Kinder bis 3 
Jahren, das sich auf potenzi- 
elle Einsparungen aus der 
Umsetzung des Hartz-Kon- 
zepts stützt, steht auf töner- 
nen Füßen. Wir brauchen da- 
her eine Reform der Gemein- 
definanzen, die die Kommu- 
nen in die Lage versetzt, die 
Betreuung für Kinder unter 6 
Jahren qualitativ und quanti- 
tativ zu verbessern. 

Wir halten an den födera- 
len Strukturen im Bildungs- 
bereich fest. Die Entschei- 
dung der Kultusminister zur 
Einführung von Bildungs- 
standards und Vergleichs- 
tests für die Schulen ist rich- 
tig. Damit die Länder ihre bil- 
dungspolitischen Aufgaben 
dauerhaft wahrnehmen kön- 
nen, fordern wir gemeinsam 
mit den B-Ländern eine 
höhere Beteiligung der Län- 
der an der Umsatzsteuer. 
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MICHAEL   MEISTER: 

SPD muss 
Strukturreformen 
endlich anpacken 

Zu den Ergebnissen der 
Steuerschätzung erklärte 
der finanzpolitische Spre- 
cher: 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung kassiert die Quittung 
für ihre schlechte Wirt- 
schafts-, Sozial- und Finanz- 
politik: • Die Arbeitslosig- 
keit steigt: Sie wollte die Ar- 
beitslosigkeit deutlich unter 
die 3,5-Millionen-Grenze 
drücken. Zurzeit sind in 
Deutschland 4,6 Millionen 
Menschen arbeitslos. Die 
Tendenz zeigt leider nach 
oben. • Die Investitionen 
und Ausgaben für den Kon- 
sum sind drastisch zurückge- 
gangen. • Die Staatsver- 
schuldung von Bund, Län- 
dern und Kommunen ist ste- 
tig weiter gewachsen. Sie 
stieg von 1.153 Mrd. Euro in 
1998 auf 1.247 Mrd. Euro in 
2002. • Die Maastricht- 
Obergrenze wird nichteinge- 
halten. • Die Steuereinnah- 

men brechen weg: Die 
Steuereinnahmen in 2002 
sind um rund 1,2% bzw. 5,3 
Mrd. Euro gegenüber 2001 
zurückgegangen. Dieser 
Trend hat sich im 1. Quartal 
2003 fortgesetzt. Gegenüber 
Vorjahresquartal ist das 
Steueraufkommen (ohne 
Gemeindesteuern) um 2,9% 
zurückgegangen. 

Das ist die im Leitantrag 
des SPD-Parteivorstandes 
zum Sonderparteitag am 1. 
Juni 2003 „Mut zur Verände- 
rung" enthaltene Analyse der 
wirtschafts- und finanzpoliti- 
schen Lage. Diese Analyse 
kommt einem Offenbarungs- 
eid gleich. Angesichts der ka- 
tastrophalen Finanzlage ist es 
unvcrständl ich, dass der Leit- 
antrag alte linke Rezepte her- 
vorkramt, von kurzfristigen 
Maßnahmen geprägt ist und 
den Menschen keine Hoff- 
nungen macht. Ebenso un- 
verständlich ist,dass Bundes- 
finanzminister Hans Eichel 
nicht dem Finanzausschuss 
des Deutschen Bundestages 
Rede und Antwort steht. Der 
Minister verzögert damit die 
weiterhin notwenige Struk- 
turdebatte. Denn nur er kann 
erläutern, wie er strukturelle 
Reformen auf den Weg brin- 
gen und durchsetzen will. 
Nur er kann erläutern, wie er 
das verloren gegangene Ver- 
trauen der Bevölkerung in 
eine solide Steuerpolitik wie- 
der gewinnen will. 

Die Bundesregierung ge- 
steht mit der Ankündigung 
eines Nachtragshaushalts im 
Herbst 2003 ihre Hand- 
lungsunfähigkeit ein. Im 
Herbst werden Korrekturen 
für das laufende Haushalts- 
jahr kaum mehr möglich 
sein. Der Nachtragshaushalt 
muss jetzt vorgelegt werden. 

Die Union fordert, dass 
endlich wieder Vertrauen in 
diesem Lande geschaffen 
wird. Das gilt ganz beson- 
ders für die Steuerpolitik, 
mit der weder Haushalts- 
löcher und noch linke Ideo- 
logien befriedigt werden 
dürfen. Die Union fordert, 
dass endlich Gesamtkon- 
zepte vorgelegt werden. 
Dazu haben die Menschen 
dieses Landes die Regierung 
gewählt. 

WOLFGANG   BOSBACH: 

Kriminalitätsan- 
stieg erfordert 

Konsequenzen 

Zu den Zahlen in der von 
Bundesinnenminister 

Schily  vorgestellten  P«1'' 
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zeilichen Kriminalstatistik 
für das Jahr 2002 erklärte 
der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Der im Jahr 2002 erneut 
festzustellende Anstieg der 
von der Polizei registrierten 
Kriminalität ist besorgniser- 
regend und muss zu politi- 
schen Konsequenzen führen. 
Die innere Sicherheit muss 
Nieder einen höheren politi- 
schen Stellenwert erhalten. 
Die Bevölkerung erwartet zu 
Recht, dass der demokrati- 
sche Rechtsstaat sie so gut 
^ie möglich vor Verbrechen 
schützt und Schutzlücken 
schließt. 

Insbesondere der massive 
anstieg der Gewaltkrimina- 
lllätum4%, wohinter sich ein 
erschreckender Anstieg der 
Sexualdelikte um 9,2 % und 
^er gefährlichen und schwe- 
ren Körperverletzungen um 
5>5 % verbirgt, sowie der An- 
stieg der Strassenkriminalität 
'Raub- und Körperverletz- 
uigsdelikte auf Straßen, 
Sachbeschädigungen, Graf- 
''ti-Schmierereien) um 6 % 
ertüllt uns mit Sorge. 

Dabei ist zu bedenken, 
dass die Zahlen der polizeili- 
c,1en Kriminalstatistik die 
Wirkliche Kriminalitätsbela- 
stung des Landes eher zu po- 
^Öv als zu negativ darstellen. 
^enn außer Acht bleiben alle 
ej der Polizei nicht ange- 

?e'8ten Straftaten, das sog. 

„Dunkelfeld".       Hierunter 
sind sowohl Straftaten, bei 
denen das Opfer den Weg zur 
Polizei scheut, um mit der Er- 
innerung an die Tat nicht wei- 
ter belastet zu werden, als 
auch solche, bei denen der 
Geschädigte sich keine Hoff- 
nung auf eine effektive Ver- 
folgung der Straftat macht 
(z.B. bei Bagatell- und Mas- 
senkriminalität). Beides darf 
man aber nicht ausblenden, 
weil es zu der tatsächlich in 
diesem Land stattfindenden 
und von seinen Bürgern lei- 
der zu erduldenden Krimina- 
lität gehört. So schätzt etwa 
die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), dass nur jede zehnte 
tatsächlich begangene Straf- 
tat in die PKS Eingang findet. 

Angesichts der besorgni- 
serregenden     Entwicklung 
der Kriminalität in Deutsch- 
land gibt es keinen vernünfti- 
gen Grund mehr, der Polizei 
ausgerechnet das heute wirk- 
samste      Fahndungsmittel, 
den  genetischen  Fingerab- 
druck, bei der Kriminalitäts- 
bekämpfung in vielen Fällen 
vorzuenthalten und nur bei 
besonders schweren Strafta- 
ten zu nutzen. So wie beim 
herkömmlichen    Fingerab- 
druck hält auch der sog. ge- 
netische Fingerabdruck nur 
unverwechselbare      Merk- 
male des Spurenlegers fest 
und analysiert nicht etwa das 
Erbgut,   wie   der   Begriff 
„DNA-Analyse"   fälschlich 

suggerieren könnte. Mit die- 
ser neuen Methode werden 
immer wieder große Fahn- 
dungserfolge erzielt. Wenn 
einem Straftäter mit hoher 
Wahrscheinlichkeit     Über- 
führung droht, hat das eine 
enorme Abschreckungswir- 
kung. Darauf dürfen wir im 
Interesse potentieller Opfer 
nicht ohne Grund verzichten. 
Es gibt kein Bürgerrecht, un- 
erkannt Straftaten begehen 
zu können. Wo immer die 
Polizei    eine   erkennungs- 
dienstliche Behandlung mit 
Foto,    Fingerabdruck    und 
Größenmessung   vorzuneh- 
men hat, sollte dies künftig 
auch eine Speichelprobe für 
die DNA-Analyse umfassen 
können. Gleiches muss darü- 
ber hinaus für alle Straftaten 
mit sexuellem Bezug gelten. 

Darüber hinaus  müssen 
wir die Bevölkerung - und 
insbesondere unsere Kinder- 
wirksamer vor Sexualverbre- 
chen schützen. (Vgl. hierzu 
den Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz der Bevölkerung 
vor  Sexualverbrechen   und 
anderen schweren Straftaten 
fBT-Drs. 15/29], in dem u.a. 
die    nachträgliche    Siche- 
rungsverwahrung, die erwei- 
terte Zulassung der DNA- 
Analyse bei Sexualstraftaten 
und die Heraufstufung des 
Kindesmissbrauchszum Ver- 
brechen   vorgesehen   sind.) 
Außerdem muss der Grund- 
satz: „Wehret den Anfän- 
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gen!" wieder Geltung erlan- 
gen. Wir sollten darum auch 
endlich Graffiti-Schmiere- 
reien konsequent als Sach- 
beschädigung ahnden. 
Hierzu ist eine Änderung 
des § 303 StGB unbedingt 
notwendig. (Vgl. hierzu den 
Entwurf eines Graffiti- 
Bekämpfungsgesetzes [BT- 
Drs. 15/3021). Zur Verbes- 
serung des Opferschutzes 
hat die CDU/ CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag 
den Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Rechte der 
Opfer im Strafprozess (BT- 
Drs. 15/814) eingebracht so- 
wie diese Woche den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Än- 
derung des Opferentschädi- 
gungsgesetzes zur Absiche- 
rung der Opfer einer Straftat 
im Ausland. 

CHRISTIAN   SCHMIDT: 

Struck hat 
Glaubwürdikeit 

verloren 

Zu den Standortschließun- 
gen erklärte der verteidi- 
gungspolitische Sprecher: 

Verteidigungsminister 
Struck hat heute vor allem 
an Glaubwürdigkeit verlo- 
ren. Noch im Oktober ver- 
gangenen Jahres hatte er er- 
klärt, dass mit ihm „kein ein- 
ziger Standort" geschlossen 
werde. Wie er zu dieser Aus- 
sage vor dem Hintergrund 
des rot-grünen Streichkon- 
zerts gekommen ist, war nie 
ganz klar. Dabei hat Herr 
Struck sich bemüht, so lange 
wie möglich Unklarheit wal- 
ten zu lassen-und damit viele 
verunsichert, die als Soldaten 
oder Zivilbeschäftigte um 
ihren Standort oder Arbeits- 
platz gebangt haben. Letzten 
Ende waren es wohl die Land- 
tags wählen in Niedersachsen 
und Hessen, die Struck dazu 
veranlasst haben, erst heute 
die Namen der betroffenen 
Gemeinden zu nennen. 

Die Betriebskostener- 
sparnis kann und darf aber 
nicht der Grund dafür sein, 
dass man Standorte schließt, 
die das Netz der Luftverteidi- 
gung der Bundesregierung 
Deutschland sichern. Gerade 
vor dem Hintergrund der 
wachsenden Gefahr durch 
terroristische Angriffe geht 
Struck hier ein großes Si- 
cherheitsrisiko ein. Auch 
sind die strukturpolitischen 
Konsequenzen für die so- 
wieso schon schwierige Ar- 
beitsmarktsituation, auch im 
Hinblick auf die betroffenen 
Zivilbeschäftigten, in keiner 

Weise berücksichtigt. Wir 
fordern den Bundesminister 
der Verteidigung deshalb 
dringend auf, seine Entschei- 
dung zu überdenken und den 
Dialog mit den Betroffenen 
zu suchen. Zumindest muss 
er erklären, wie er sich in der 
Zukunft die Luftsicherheit in 
Deutschland gewährleisten 
will! 

URSULA   HEINEN: 

CDU/CSU legt 
Konzept für Ver- 

braucherpolitik vor 

ca 
^^ s, 

Anlässlich der Vorstellung 
des Positionspapiers zur 
Verbraucherpolitik und 
der Anträge zur Verbrau- 
cherinformation (Drs. 15/ 
927) und den Mehrwert- 
diensterufnummern (Drs* 
15/919) erklärte die Ver- 
braucherschutzbeaufragte; 

Verbraucherpolitik 'st 

eine Querschnittsaufgabe- 
Deshalb haben wir ein Pos'' 
tionspapier in der Fraktion 
erarbeitet, das alle Bereich 
des wirtschaftlichen, recht- 
lichen und gesundheitlich^11 
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Verbraucherschutzes      er- 
fasst. 

Wie in unserem Antrag 
zur Verbraucherinforma- 
tion niedergelegt, fordern 
wir eine umfassende Ver- 
besserung der Verbrauche- 
r'nformation in den fünf 
Säulen Kennzeichnung, Un- 
ternehmensauskünfte, Be- 
hördliche Empfehlungen 
Und Warnungen, Zugang zu 
oehördeninformation und 
Unabhängige Beratung. 

Mit unserm Antrag zu 
den Mehrwertdiensteruf- 
nUmmern fordern wir eine 
Urnfassende Bekämpfung 
des Missbrauchs. Darüber 
hinaus streben wir Schutz 
der Verbraucher gegen un- 
Verlangte Faxwerbung und 
SPam-Mails an. 

Bei Finanzdienstleistun- 
§en ist uns der Schutz vor 
^nbieterinsolvenz wichtig, 
a,e Flexibilisierung von der 
Privaten Altersvorsorge, 
und wir setzen auf mehr Ein- 
?e'beratung statt überzoge- 
ner Informationspflichten. 

Weiterhin begrüßen wir 
dle Reform des Wettbe- 
^erbsrechts. 

Im gesundheitlichen Ver- 
raucherschutz fordern wir 
essere Koordination zwi- 

schen Bund und Ländern, 
Verarbeitung der Lebens- 

ltlelkennzeichnung sowie 
e'ne breit angelegte Strate- 
|le   zur  Bekämpfung   der 

ehlernährung. 

AUS    DER    CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION ' 

KLAUS   LIPPOLD 

DIRK   FISCHER: 

Verhandlungs- 
erfolg für Union bei 

LKW-Maut 

Zum Vermittlungsergeb- 
nis zur streckenbezogenen 
Lkw-Maut und zum Ver- 
kehrsinfrastrukturfinan- 
zierungsgesetz erklären 
der Stellv. Fraktionsvor- 
sitzende und der verkehrs- 
politische Sprecher: 

Der CDU/CSU ist es ge- 
1 ungen, wesentl iche Schwach- 
punkte in dem von der Bun- 
desregierung vorgelegten 
Gesetzesprojekt zur strek- 
kenbezogenen Lkw-Maut 
zur korrigieren. 

Die „Verständigung zur 
Mauteinführung in Deutsch- 
land am 31. August 2003 und 
zur Harmonisierung der 
Wettbewerbsbedingungen" 
trägt eindeutig die Hand- 
schrift der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion und der uni- 
onsgeführten Bundesländer. 

Die grundlegenden Be- 
dingungen der Union konn- 
ten in intensiven Verhand- 
lungen durchgesetzt werden: 
• Die Zweckbindung der 
Mauteinnahmen fürdie Ver- 
kehrsinfrastruktur und über- 
wiegend fürdie Bundesfern- 
straßen zusätzlich zu den ak- 
tuell im Verkehrshaushalt 
vorhandenen Mitteln und 
• ein Harmonisicrungsvolu- 

men für das deutsche Trans- 
portgewerbe in Höhe von 
600 Mio. Euro jährlich, also 
doppelt so viel wie von Rot- 
Grün ursprünglich beabsich- 
tigt, sind nun fest vereinbart. 
Das Autobahnmautgesetz 
und die Mauthöheverord- 
nung werden entsprechend 
angepasst. Dank des hart- 
näckigen Einsatzes der 
Union ist nun gesichert, c.ass 
die Maut kein Abkassierin- 
strument wird, wie lange be- 
fürchtet, sondern zur Verbes- 
serung der Verkehrsinfra- 
struktur in Deutschland ge- 
nutzt werden kann. Auch 
konnten Unionsfraktion und 
unionsgeführte Länder ver- 
hindern, dass das deutsche 
Transportgewerbe durch die 
Maut unzumutbar belastet 
wird. Rot-Grün bleibt in der 
Pflicht, unerledigte Hausauf- 
gaben in Brüssel nachzuho- 
len: Sie muss dafür sorgen, 
dass ein EU-konformes Mau- 
termäßigungsverfahren bzw. 
Mineralölsteueranrechnungs 
verfahren in Brüssel geneh- 
migt wird. Bis dahin wird das 
Harmonisierungsvolumen 
über entsprechend niedrige 
Mautsätze gesichert. 
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1 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Postkarte 
„Der rote Faden der Regierung' 

Bestell-Nummer: 9031 
Preis je 100 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt.: 8,56 € 

Der SPD zum Geburtstag - 
weil tie ja sonst nix gebacken kriegt. 

. rcou 

Postkarte 
„Der SPD zum Geburtstag - weil sie 
ja sonst nix gebacken kriegt." 

Bestell-Nummer: 9032 
Preis je 100 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt.: 8,56 € 

DwrttchUnrf 4 U2 Jahr* %f*\f. 

Gerhard Schröder 
bei Amtsantritt 1998: 

„Wir werden nicht alles anders, 
aber vieles besser machen." 

CfJC/l 

Postkarte „Besser machen" 

Bestell-Nummer: 9037 
Preis je 100 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 12,84 € 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Postkarten Edition 
„SPD - Zitate" 

Bestell-Nummer: 9040 
Preis je 99 Stück 
(3 x 33): 10,50 € 
inkl. MwSt.: 11,24 € 

„eil sleja *•st"'   % 

Mini-Broschüre 
„Die SPD streitet sich... 

Bestell-Nummer: 5039 
Preis je 50 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 21,40 € 

CDU 

Faltplan 
Ländervergleich 
Neuauflage 
Stand: 01.04.2003 

Bestell-Nummer: 2865 
Preis je 50 Stück: 15,25 € 
inkl. MwSt.: 16,32 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach II62J3759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann .de 
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Die neuen Wandzeitungen 

Der rote Faden der Regierung. 

Der SPD zum Geburtstag - 
weil sie ja sonst nix gebacken kriegt. 

ft 

Irnw fir die Mencken. CDU 

Das sind die aktuellen Wandzeitungen der CDU-Bundesge- 
schäftsstelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kön- 
nen von allen Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden als Jahres- 
abonnement beim UBG-Medienzentrum bestellt werden. 


